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der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/23 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE  
Drucksache 15/49 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Abschaffung von Studiengebühren in NRW („Studienbeiträge“ nach StGAG) 
Gesetzentwurf 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/30 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratungen und erteile als erstem Redner für die antragstellende Fraktion 
der SPD dem Abgeordneten Schultheis das Wort. Bitte schön, Herr Kollege Schultheis.  

Karl Schultheis (SPD): Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Bereits die Debatte zu unterschiedlichen bildungspolitischen Punkten 
am heutigen Nachmittag hat gezeigt, welche bildungspolitische Leitlinie die rot-grüne Regie-
rung in Nordrhein-Westfalen vorsieht, nämlich die Bildungsbeteiligung zu stärken und Chan-
cengerechtigkeit herzustellen. In diesem Bereich sehen wir auch die Aufgabe, die Studien-
gebühren abzuschaffen, ein Thema, das uns hier im Hause seit 2005 fünf Jahre begleitet 
hat. Sowohl im Fachausschuss als auch in vielen Plenardebatten haben SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen die Abschaffung der Studiengebühren gefordert.  
Sie sind als damalige Regierungsmehrheit nicht auf diese Forderung eingegangen, obwohl 
wichtige wissenschaftliche Expertisen zeigen, dass durch Studiengebühren Bildungsbeteili-
gung nachhaltig verhindert wird. Das zeigen sowohl die Studien des Hochschulinformati-
onssystems als auch des Deutschen Studentenwerks: Studiengebühren sind ein Hemmnis 
für Bildungsbeteiligung und für die Herstellung von Chancengerechtigkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
Deshalb sieht die Koalitionsvereinbarung von SPD und Bündnis 90/Die Grünen die Abschaf-
fung der Studiengebühren vor. Sie steht als eine der ersten Maßnahmen – das haben wir in 
der letzten Legislaturperiode hier auch zugesagt – auf der Tagesordnung, und zwar in dem 
Sinne, dass die neue Landesregierung aufgefordert wird, einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
der diese Studiengebühren abschafft.  
Dies tun wir einmal, um die Bildungsmöglichkeiten der einzelnen jungen Frauen und Männer 
zu sichern, aber gleichzeitig auch, um den Fachkräftemangel in unserem Land zu bekämp-
fen und jungen Menschen die Möglichkeit zu geben, sich in Wirtschaft, Kultur und Gesell-
schaft zu beteiligen. Es ist also ein Zweck, der in zwei Richtungen geht: in die individuelle 
Richtung des und der Einzelnen und in die Richtung der Gesellschaftsmitte.  
Wir wissen – das haben wir auch in den Anhörungen der letzten Wahlperiode herausgestellt 
–, dass Studiengebühren für unsere Hochschulen Haushaltsmittel sind, die für unsere 
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Hochschulen ein Erfordernis sind. Rund 260 Millionen € gelangen auf diesem Wege an die 
Hochschulen. Deshalb ist es jedem und jeder von uns klar, dass diese Mittel, die den Hoch-
schulen beim Wegfall der Studiengebühren nicht mehr zur Verfügung stehen, für die Hoch-
schulen auf anderem Wege bereitgestellt werden müssen. Das verlangt, dass wir auch die 
Rahmenbedingungen festlegen, wie das geschieht.  
Wir haben in diesem Antrag verschiedene Eckpunkte klar dargestellt, die in dem Gesetz-
entwurf enthalten sein müssen. Das ist einmal die Bereitstellung dieser Mittel als solchen, 
aber auch dass diese Haushaltsmittel nicht kapazitätswirksam werden dürfen, damit sie zu 
einer qualitativen Verbesserung von Studium und Lehre eingesetzt werden können. Das 
muss dieser Gesetzentwurf leisten. 
Der Gesetzentwurf soll schnellstmöglich durch die Landesregierung eingebracht werden. 
Und das Wort „schnellstmöglich“ setzt sich aus zwei Wortbestandteilen zusammen: schnell 
und möglich. Lassen Sie mich wenige Sätze darauf verwenden, warum „schnellstmöglich“ 
so gedacht ist, wie es auch in unserem Antrag steht: Wir wollen den jungen Menschen und 
den Hochschulen nicht Brot statt Steine geben. Wir wissen, dass es einer gesetzlichen 
Grundlage bedarf, die Studiengebühren abzuschaffen, dass die Hochschulen durch das 
jetzt gültige Studienbeitragsgesetz einen Rechtsanspruch auf Studiengebühren haben und 
erst durch ein neues Gesetz und durch eine Gesetzesänderung eine Veränderung eintreten 
kann und dass wir, wenn wir haushaltsrelevante Beschlüsse fassen – und das machen wir, 
indem wir den Hochschulen zusagen, dass die wegfallenden Mittel kompensiert, also zu-
sätzlich bereitgestellt werden – eine haushaltsrechtliche Grundlage für ein solches Vorge-
hen brauchen.  
Das ist erst durch einen Haushalt möglich, den wir für das Jahr 2011 beschließen werden. 
Ich gehe davon aus, dass dies gelingen wird. Im Rahmen dieses Haushalts werden die 
Grundlagen für die faktische Abschaffung und die gleichzeitige Kompensation geschaffen. 
Wenn man die Zeitachse bemüht, hieße das nach den von uns angestellten Berechnungen, 
dass dies zum Wintersemester 2011/2012 möglich wäre. 
Sollte sich – ich sage das ganz deutlich in Richtung der Fraktion Die Linke, die einen Ge-
setzentwurf eingebracht hat, mit dem wir im Ziel übereinstimmen – im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens ergeben, dass dies schneller möglich ist, kann ich mir Lösungen vorstel-
len. Wir sehen diese Lösung im Moment nicht,  

(Zuruf von der CDU: Schneller machen!) 
weil wir, was die Haushaltsberatungen und das Gesetzgebungsverfahren angeht, die Zeit-
läufe so sehen, dass erst das Wintersemester 2011/2012 infrage kommt. 

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD] und den GRÜNEN) 
Wir werden sehen. 
Von daher werden wir davon Gebrauch machen, dass auch unser Antrag wie der Gesetz-
entwurf der Fraktion Die Linke an den Ausschuss verwiesen wird, um Zeit zu gewinnen, das 
noch einmal zu erörtern. 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 
– Mit dem Eiern haben Sie sich schon in Berlin einen schlechten Namen gemacht. 
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(Beifall von der SPD)  
Wir gehen davon aus, dass wir dann Lösungen finden werden, die Studiengebühren abzu-
schaffen. Wir, sowohl Bündnis 90/Die Grünen als auch SPD, sehen uns im Wort, diese 
Zusage einzulösen und damit natürlich auch die Bildungsbeteiligung in Nordrhein-
Westfalen in den nächsten Jahren zu steigern. Das ist unser gemeinschaftliches Ziel. Ich 
finde es wichtig, dass gerade die Bildungspolitikerinnen und Bildungspolitiker in den Frak-
tionen, die diese Regierung stellen, wirklich die Bildungskette als Ganzes im Blick haben, 
um hier die Erfolge zu erreichen, die wir gemeinschaftlich im Sinne der jungen Menschen 
in unserem Land wollen. Lassen Sie uns das anpacken!  
Ich sage Ihnen von FDP und CDU - Sie sind ja heute schon mehrfach eingeladen worden -
, dass wir Sie auch hier recht herzlich einladen, sich daran zu beteiligen.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 
- Es geht ja nicht nur um den Termin, Sie müssen auch einmal überlegen, was bei der Ver-
anstaltung, zu der Sie eingeladen werden, noch stattfindet.  
Wir wissen, dass Sie gerade im Rahmen der Sondierungen auch Überlegungen angestellt 
haben, dass es Möglichkeiten gibt, auf Studiengebühren zu verzichten.  
Ich kann Ihnen nur empfehlen: Gehen Sie diesen Weg weiter! Vielleicht finden wir dann 
noch eine breitere Mehrheit hier im Hause im Interesse der jungen Menschen und im Inte-
resse der Hochschulen, die auf eine gute und sichere Finanzierung angewiesen sind.  
Wir freuen uns auf die Beratung im Ausschuss. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von SPD, GRÜNEN und LINKEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, Herr Kollege Schultheis. - Als nächste 
Rednerin hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollegin Dr. Seidl das Wort. Bitte 
schön, Frau Abgeordnete.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem vor-
liegenden Antrag der Koalitionsfraktionen wollen wir das Studiengebührenexperiment von 
Schwarz-Gelb beenden. Das waren - und das muss ich an dieser Stelle jetzt auch noch 
einmal sagen - fünf chaotische Jahre an den Hochschulen   

(Lachen und Widerspruch von CDU und FDP) 
- hören Sie zu! -, fünf Jahre Diskussionen über die richtige Verwendung der Gebühren, fünf 
Jahre Verunsicherung bei den Studierenden und Lehrenden. Wir hatten fünf Jahre Kommis-
sionen, Gutachten, Studien, Petitionen und zuletzt auch Demonstrationen an ganz vielen 
Hochschulstandorten.  
Es ist an der Zeit, liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, dass wir an dieser 
Stelle einen Schlussstrich ziehen und den Hochschulen eine verlässliche Lösung anbieten:  

(Zuruf von der CDU: Die ist verlässlich!) 
weg von der Privat-vor-Staat-Politik hin zu einer neuen Verantwortung für unsere Hochschu-
len. Dabei wollen wir die Studiengebühren nicht einfach ersatzlos streichen, sondern ent-




